ISSN 1977-0642

Amtsblatt

der Europdischen Union

57. Jahrgang

Ausgabe

in deutscher Sprache RCChtSVOI’S Chrlften 17. Mdrz 2014

Inhalt

Rechtsakte ohne Gesetzescharakter

—
—_

INTERNATIONALE UBEREINKUNFTE

2014/143/EU:

* Beschluss des Rates vom 11. Mirz 2014 iiber den im Namen der Europdischen Union in dem
mit dem Abkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft iiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemisch-
ten Ausschuss fiir Landwirtschaft in Bezug auf die Anderung des Beschlusses Nr. 2/2003 des
Ausschusses zu vertretenden Standpunkt ... 1

2014/144/EU:

* Beschluss des Rates vom 11. Mirz 2014 iiber den im Namen der Europdischen Union in dem
mit dem Abkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft iiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemisch-
ten Ausschuss fiir Landwirtschaft in Bezug auf die Anderung des Zusatzabkommens zwischen
der Europiischen Gemeinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum
Liechtenstein zu vertretenden Standpunkt .......... ... ... ... 4

VERORDNUNGEN

* Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. Mirz 2014 iiber restriktive MafSnahmen
angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhingig-
keit der Ukraine untergraben oder bedrohen .............. ... ..., 6

(Fortsetzung umseitig)

Preis: 3 EUR

Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der
Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben.

Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte.




Inhalt (Fortsetzung)

BESCHLUSSE

* Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. Mirz 2014 iiber restriktive Malnahmen ange-
sichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhingigkeit
der Ukraine untergraben oder bedrohen .............. ...



17.3.2014

Amtsblatt der Europdischen Union

L 78/1

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

INTERNATIONALE UBEREINKUNFTE

BESCHLUSS DES RATES
vom 11. Mirz 2014

ilber den im Namen der Europiischen Union in dem mit dem Abkommen zwischen der
Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber den Handel mit
landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemischten Ausschuss fiir Landwirtschaft in
Bezug auf die Anderung des Beschlusses Nr. 2/2003 des Ausschusses zu vertretenden Standpunkt

(2014/143EV)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europaischen
Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 4 in Verbindung
mit Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

in

1

(4)

()
)

—
™

Erwdgung nachstehender Griinde:

Das Abkommen zwischen der Europdischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (1)
(im Folgenden "Abkommen") ist am 1. Juni 2002 in
Kraft getreten.

Mit Artikel 6 des Abkommens wurde ein Gemischter
Ausschuss fiir Landwirtschaft (im Folgenden "Ausschuss")
eingesetzt, der mit der Verwaltung des Abkommens be-
traut ist und fir dessen ordnungsgemiffe Anwendung
sorgt.

Gemifl Artikel 6 Absatz 4 des Abkommens hat sich der
Ausschuss mit seinem Beschluss Nr. 1/2003 eine Ge-
schiftsordnung gegeben (?).

Mit dem Beschluss Nr. 2/2003 des Gemischten Ausschus-
ses (°) wurden mehrere fur die Verwaltung der Anhinge

ABL L 114 vom 30.4.2002, S. 132.

Beschluss Nr. 1/2003 des mit dem Abkommen zwischen der Euro-
pdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
tiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten
Gemischten Ausschusses fiir Landwirtschaft vom 21. Oktober 2003
zur  Annahme seiner Geschiftsordnung (ABL. L 303 vom
21.11.2003, S. 24).

Beschluss Nr. 2/2003 des mit dem Abkommen zwischen der Euro-
pdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
tiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten
Gemischten Ausschusses fiir Landwirtschaft vom 21. Oktober 2003
tiber die Einsetzung der Arbeitsgruppen und die Annahme ihrer
Mandate (ABL. L 303 vom 21.11.2003, S. 27).

)

des Abkommens erforderliche Arbeitsgruppen, darunter
eine Arbeitsgruppe fir den Schutz von Ursprungs-
bezeichnungen (g.U.) und von geografischen Angaben
(g.g-A.) (im Folgenden "Arbeitsgruppe 'g.U.[g.g.A."), ein-
gesetzt und ihre Mandate angenommen. Gemifl dem
Anhang des genannten Beschlusses hatte die Arbeits-
gruppe "g.U.[g.g.A." als Hauptaufgabe den gegenseitigen
Schutz der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der
geschiitzten geografischen Angaben.

2011 schlossen die Union und die Schweiz ein Abkom-
men zum Schutz von Ursprungsbezeichnungen und geo-
grafischen Angaben (*), mit dem das Abkommen durch
Anfigung eines neuen Anhangs 12 iiber den Schutz von
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben fiir
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel gedndert wurde.

Die Arbeitsgruppe "g.U./g.g.A." ist zusammengetreten,
um insbesondere die Anderung des Beschlusses Nr.
2/2003 in Bezug auf das Mandat der Arbeitsgruppe
"g.U.[Jg.g.A." mit dem Ziel zu priifen, der Anderung des
Abkommens Rechnung zu tragen.

Es sollte daher der Standpunkt, der im Namen der Union
beziiglich der Anderung des Beschlusses Nr. 2/2003 zu
vertreten ist, festgelegt werden.

Der Standpunkt der Union in dem Ausschluss sollte da-
her auf dem im Anhang wiedergegebenen Entwurf eines
Beschlusses beruhen —

Abkommen zwischen der Europdischen Union und der Schweizeri-

schen Eidgenossenschaft zum Schutz von Ursprungsbezeichnungen
und geografischen Angaben fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel,
zur Anderung des Abkommens zwischen der Europiischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber den Handel
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (ABL. L 297 vom 16.11.2011,
S. 3).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:
Artikel 1

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Gemischten Aus-
schusses fiir Landwirtschaft zu vertreten ist, beruht auf dem im
Anhang des vorliegenden Beschlusses wiedergegebenen Entwurf
eines Beschlusses des Gemischten Ausschusses fiir Landwirt-
schaft.

Technische Anderungen am Entwurf des Beschlusses kénnen
von den Vertretern der Union im Ausschuss ohne weiteren
Beschluss des Rates vereinbart werden.

Artikel 2

Der Beschluss des Ausschusses wird im Amtsblatt der Europdi-
schen Union verdffentlicht.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 11. Mirz 2014

Im Namen des Rates
Der Président
G. STOURNARAS
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ENTWURF
BESCHLUSS Nr. ...[2014 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES FUR LANDWIRTSCHAFT

vom ...

zur Anderung des Beschlusses Nr. 2/2003 des mit dem Abkommen zwischen der Europiischen

Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber den Handel mit landwirtschaftlichen

Erzeugnissen eingesetzten Gemischten Ausschusses fiir Landwirtschaft vom 21. Oktober 2003 iiber
die Einsetzung der Arbeitsgruppen und die Annahme ihrer Mandate

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS FUR LANDWIRTSCHAFT -

gestiitzt auf das Abkommen zwischen der Europiischen Ge-
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, insbesondere
auf Artikel 6 Absatz 7,

in Erwagung nachstehender Griinde:

()  Das Abkommen zwischen der Europiischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (im
Folgenden "das Abkommen") ist am 1. Juni 2002 in
Kraft getreten.

(2)  Anhang 12 des Abkommens betrifft den Schutz von
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben
fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel.

(3)  Gemifd Artikel 15 Absatz 6 des Anhangs 12 des Abkom-
mens unterstiitzt die Arbeitsgruppe "g.U. und g.g.A." den
Gemischten Ausschuss fiir Landwirtschaft (im Folgenden
"Ausschuss") auf Ersuchen desselben.

(4 Mit dem Beschluss Nr. 2/2003 des Ausschusses wurden
die Arbeitsgruppen eingesetzt und ihre Mandate an-
genommen.

(5)  Infolge der Verabschiedung des Abkommens zum Schutz
von Ursprungsbezeichnungen und geografischen Anga-
ben fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel vom 1. De-
zember 2011, mit dem dem Abkommen Anhang 12
angefiigt wurde, sollte der Beschluss Nr. 2/2003 des Aus-
schusses insbesondere in Bezug auf die Grundlage im
Abkommen und das Mandat der Arbeitsgruppe "g.U.
und g.g.A." geindert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Beschlusses Nr. 2/2003 des Gemischten Aus-
schusses fiir Landwirtschaft vom 21. Oktober 2003 iiber die
Einsetzung der Arbeitsgruppen und die Annahme ihrer Mandate
wird in Bezug auf die Arbeitsgruppe "g.U.[g.g.A." wie folgt ge-
andert:

1. Der Teil Arbeitsgruppe "g.U. und g.g.A." erhilt folgende Fas-
sung:
"Arbeitsgruppe "g.U. und g.g.A."
Grundlage (Anhang 12)
Artikel 15 Absatz 6 des Anhangs 12 iiber den Schutz von

Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben fiir
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel

Mandat der Arbeitsgruppe gemifl Artikel 15

(1) Pritfung aller Fragen im Zusammenhang mit Anhang 12

und seiner Durchfiihrung.

(2) Regelmifige Priifung der Entwicklung der innerstaatli-
chen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Parteien
in den unter Anhang 12 fallenden Bereichen.

(3) Insbesondere Ausarbeitung von Vorschligen fir den Ge-
mischten Ausschuss zur Anpassung und Aktualisierung
der Anlagen zu Anhang 12."

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am ...2014 in Kraft.

Geschehen zu

Fiir den Gemischten Ausschuss fiir Landwirtschaft

Der Leiter der Delegation der Der Leiter der schweizerischen
Europdischen Union Delegation

Der Sekretir des Ausschusses
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BESCHLUSS DES RATES
vom 11. Mirz 2014

iilber den im Namen der Europiischen Union in dem mit dem Abkommen zwischen der
Europiischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber den Handel mit
landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemischten Ausschuss fiir Landwirtschaft in
Bezug auf die Anderung des Zusatzabkommens zwischen der Europiischen Gemeinschaft, der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein zu vertretenden Standpunkt

(2014/144/[EV)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen
Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 4 in Verbindung
mit Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,
in Erwagung nachstehender Griinde:

(1)  Das Abkommen zwischen der Europiischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (!)
(im Folgenden "Abkommen") ist am 1. Juni 2002 in
Kraft getreten.

(2 Mit Artikel 6 des Abkommens wurde ein Gemischter
Ausschuss fiir Landwirtschaft (im Folgenden "Ausschuss")
eingesetzt, der mit der Verwaltung des Abkommens be-
traut ist und fir dessen ordnungsgemife Anwendung
sorgt.

(3)  Ein Zusatzabkommen zwischen der Europiischen Ge-
meinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
dem Firstentum Liechtenstein tiber die Einbeziehung
des Furstentums Liechtenstein in das Abkommen zwi-
schen der Europiischen Gemeinschaft und der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft iber den Handel mit landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen (3 (im Folgenden "Zusatz-
abkommen") ist am 27. September 2007 in Kraft getre-
ten.

(4 Nach Artikel 2 Absatz 2 des Zusatzabkommens kann der
Ausschuss den Anhang des Zusatzabkommens im gemif
den Artikeln 6 und 11 des Abkommens dndern.

(5)  Esist erforderlich, den Anhang des Zusatzabkommens zu
indern, um die Angaben zur liechtensteinischen Amts-

() ABL L 114 vom 30.4.2002, S. 132.
() ABL L 270 vom 13.10.2007, S. 6.

stelle zu aktualisieren und den Anderungen der Anhinge
7 und 12 des Abkommens Rechnung zu tragen.

(6)  Der Standpunkt, der im Namen der Union in dem Aus-
schuss zu vertreten ist, sollte auf dem Beschlussentwurf
im Anhang des vorliegenden Beschlusses beruhen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:
Artikel 1

Der im Namen der Europdischen Union im Gemischten Aus-
schuss fiir Landwirtschaft zu vertretende Standpunkt beruht auf
dem im Anhang des vorliegenden Beschlusses wiedergegebenen
Entwurf des Beschlusses des Ausschusses.

Technische Anderungen am Entwurf des Beschlusses kénnen
von den Vertretern der Europdischen Union im Ausschuss
ohne weiteren Beschluss des Rates vereinbart werden.

Artikel 2

Der Beschluss des Ausschusses wird im Amtsblatt der Europdi-
schen Union verdffentlicht.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veréffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 11. Mirz 2014

Im Namen des Rates
Der Président
G. STOURNARAS
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ENTWURF

BESCHLUSS Nr. ...[2014 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES FUR LANDWIRTSCHAFT

vom ...

iiber die Anderung des Zusatzabkommens zwischen der Europiischen Gemeinschaft, der

Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein iiber die Einbeziehung des

Fiirstentums Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europiischen Gemeinschaft und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft iiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS FUR LANDWIRTSCHAFT —

gestiitzt auf das Zusatzabkommen zwischen der Europiischen
Gemeinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem
Firstentum Liechtenstein iiber die Einbeziehung des Fiirsten-
tums Liechtenstein in das Abkommen zwischen der Europii-
schen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
tiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, ins-
besondere auf Artikel 2 Absatz 2,

gestiitzt auf das Abkommen zwischen der Europiischen Ge-
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft iber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, insbesondere
auf Artikel 11,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

1)

Das Abkommen zwischen der Europdischen Gemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (im
Folgenden "Abkommen") ist am 1. Juni 2002 in Kraft
getreten.

Das Zusatzabkommen zwischen der Europiischen Ge-
meinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
dem Fiirstentum Liechtenstein {iber die Einbeziehung
des Firstentums Liechtenstein in das Abkommen zwi-
schen der Europiischen Gemeinschaft und der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft tiber den Handel mit landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen (im Folgenden "Zusatzabkom-
men") ist am 27. September 2007 in Kraft getreten.

Der Anhang des Zusatzabkommens sollte geindert wer-
den, um die Angaben zur zustindigen liechtensteinischen
Amtsstelle fiir Angelegenheiten, die von den kantonalen
Agrarbehorden behandelt werden, zu aktualisieren, um
dem am 4. Mai 2012 in Kraft getretenen Beschluss Nr.
1/2012 des Gemischten Ausschusses fiir Landwirtschaft
iiber die Anderung des Anhangs 7 (Handel mit Weinbau-
erzeugnissen) Rechnung zu tragen und um die Liste der
Ursprungsbezeichnungen und geografischen Angaben fiir
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel mit liechtensteini-
schem Ursprung zu erginzen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Anhang des Zusatzabkommens wird wie folgt gedndert:

. Absatz 2 unter der Uberschrift "Grundsatz" erhilt folgende

Fassung:

"Soweit bestimmte Aufgaben, Zustindigkeiten und Befug-
nisse schweizerischen Kantonsbehorden zugewiesen sind, ob-
liegen diese den zustindigen liechtensteinischen Amitsstellen.
Bei Angelegenheiten, die von den kantonalen Agrarbehérden
behandelt werden, ist dies das Amt fiir Umwelt, Abteilung
Landwirtschaft, Dr. Grass-Strasse 12, FL9490 Vaduz, und bei
Angelegenheiten, die von den kantonalen Veterinir- und Le-
bensmittelbehorden behandelt werden, ist dies das Amt fiir
Lebensmittelkontrolle und Veterindrwesen, Postplatz 2, FL-
9494 Schaan."

. Unter "Anhang 7: Handel mit Weinerzeugnissen" erhilt die

Unteriiberschrift "Geschiitzte Namen von Weinerzeugnissen
mit liechtensteinischem Ursprung (im Sinne des Artikels 6
des Anhangs 7)" folgende Fassung:

"Geschiitzte Namen von Weinbauerzeugnissen mit liechten-
steinischem Ursprung (im Sinne des Artikels 5 des Anhangs
7)"

. Folgende geografische Angabe wird der Liste der gemafl An-

hang 12 Anlage 1 des Abkommens geschiitzten schweizeri-
schen geografischen Angaben, deren geografisches Gebiet
auch das Hoheitsgebiet Liechtensteins umfasst, angefiigt:

"Werdenberger Sauerkise/Liechtensteiner Sauerkase/Bloder-

kise (g.U.)"
Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am ...2014 in Kraft.

Geschehen zu ...

Fiir den Gemischten Ausschuss fiir Landwirtschaft

Der Leiter der Schweizerischen

Der Leiter der Delegation
Delegation

der Europdischen Union

Der Sekretir des Ausschusses
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VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) Nr. 269/2014 DES RATES
vom 17. Mirz 2014

iiber restriktive Maflnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit,
Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union, insbesondere auf Artikel 215,

gesttitzt auf den Beschluss 2014/145/GASP des Rates 17. Marz
2014 iber restriktive Malnahmen angesichts von Handlungen,
die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitit und Unabhin-
gigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen (%),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union
fur Aufen- und Sicherheitspolitik und der Europiischen Kom-
mission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Am 6. Marz 2014 haben die Staats- und Regierungschefs
der Mitgliedstaaten der Union die grundlose Verletzung
der Souverdnitit und der territorialen Unversehrtheit der
Ukraine durch die Russische Foderation scharf verurteilt
und die Russische Foderation aufgefordert, unverziglich
ihre Streitkrifte in die Gebiete zuriickzubeordern, in de-
nen sie gemdfl den einschliagigen Abkommen dauerhaft
stationiert sein diirfen. Sie haben die Russische Fodera-
tion aufgerufen, internationalen Beobachtern unverziig-
lich den Zugang zu ermdglichen. Die Staats- und Regie-
rungschefs haben die Auffassung vertreten, dass die Ent-
scheidung des Obersten Rates der Autonomen Republik
Krim, ein Referendum iiber den kiinftigen Status der
Region abzuhalten, der ukrainischen Verfassung zuwider-
lauft und daher unrechtmifig ist.

Die Staats- und Regierungschefs haben beschlossen, Maf-
nahmen zu ergreifen, einschlieSlich der Mafinahmen, die
der Rat am 3. Mdrz 2014 in Aussicht genommen hat,
insbesondere ein Aussetzen der bilateralen Gespriche mit
der Russischen Foderation tiber Visumfragen sowie der
Gesprache mit der Russischen Foderation tiber ein um-
fassendes neues Abkommen, das das bestehende Abkom-
men iber Partnerschaft und Zusammenarbeit ersetzen
wiirde.

Die Staats- und Regierungschef haben betont, dass eine
Losung der Krise durch Verhandlungen zwischen den
Regierungen der Ukraine und der Russischen Foderation
gefunden werden sollte, auch mithilfe potenzieller multi-
lateraler Mechanismen, und dass die Union iiber weitere
Mafnahmen, wie beispielsweise Reiseverbote, das Einfrie-
ren von Vermdgenswerten und die Absage des Gipfel-

(") Siehe Seite 16 dieses Amtsblatts.

treffens EU-Russland, entscheiden wird, falls innerhalb
eines begrenzten Zeitrahmens keine Ergebnisse zu ver-
zeichnen sind.

Der Rat hat am 17 Mirz 2014 den Beschluss
2014/145/GASP angenommen, der Reisebeschrinkungen
und das Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen Res-
sourcen bestimmter Personen, die fur Handlungen, die
die territoriale Unversehrtheit, Souverdnitit und Un-
abhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen,
einschlieflich der ukrainischen Verfassung zuwiderlaufen-
der Handlungen in Bezug auf den kiinftigen Status von
Teilen ihres Hoheitsgebiets, verantwortlich sind, und der
mit ihnen verbundenen natiirlichen und juristischen Per-
sonen, Einrichtungen und Organisationen vorsieht. Diese
natiirlichen und juristischen Personen, Einrichtungen und
Organisationen sind im Anhang des genannten Beschlus-
ses aufgefiihrt.

Einige dieser Mafinahmen fallen in den Geltungsbereich
des Vertrags, und daher bedarf es fir ihre Umsetzung —
insbesondere zur Gewdhrleistung ihrer einheitlichen An-
wendung in allen Mitgliedstaaten — Rechtsvorschriften
auf Ebene der Union.

Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech-
ten und Grundsitzen, die insbesondere mit der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union anerkannt wur-
den, insbesondere mit dem Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht und dem
Recht auf Schutz personenbezogener Daten. Diese Ver-
ordnung sollte unter Achtung dieser Rechte und Grund-
sitze angewandt werden.

Die Befugnis zur Anderung der Liste im Anhang I dieser
Verordnung sollte angesichts der ernsten politischen Lage
in der Ukraine und zur Gewihrleistung der Kohdrenz mit
dem Verfahren zur Anderung und Uberpriifung des An-
hangs des Beschlusses 2014/145/GASP vom Rat wahr-
genommen werden.

Das Verfahren zur Anderung der Liste in Anhang I dieser
Verordnung sollte unter anderem vorsehen, dass den be-
zeichneten natiirlichen oder juristischen Personen, Ein-
richtungen oder Organisationen die Griinde fiir ihre Auf-
nahme in die Liste mitgeteilt werden, um ihnen die Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Wird eine Stel-
lungnahme abgegeben oder werden wesentliche neue Be-
weise vorgelegt, so sollte der Rat seinen Beschluss im
Lichte dieser Stellungnahmen tiberpriifen und die betref-
fende Person, Einrichtung oder Organisation entspre-
chend unterrichten.
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9) Zur Durchfithrung dieser Verordnung und zur Erreichung
eines Hochstmafles an Rechtssicherheit innerhalb der
Union miissen die Namen und iibrigen sachdienlichen
Angaben zu den natiirlichen und juristischen Personen,
Einrichtungen und Organisationen, deren Gelder und
wirtschaftliche Ressourcen nach dieser Verordnung einge-
froren werden sollten, verdffentlicht werden. Die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten sollte unter Einhal-
tung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen
Parlaments und des Rates (') und der Richtlinie 95/46/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates (?) erfolgen.

(10) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vor-
gesehenen Mafinahmen gewdhrleistet ist, sollte diese Ver-
ordnung sofort in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

a) "Anspruch" jede vor oder nach dem 17. Mirz 2014 er-
hobene Forderung, die mit der Durchfithrung eines Vertrags
oder einer Transaktion im Zusammenhang steht, unabhingig
davon, ob sie gerichtlich geltend gemacht wird oder wurde,
und umfasst insbesondere

i) Forderungen auf Erfiillung einer Verpflichtung aus oder
in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,

ii) Forderungen auf Verlingerung oder Zahlung einer Ob-
ligation, einer finanziellen Garantie oder Gegengarantie
in jeglicher Form,

iif) Forderungen nach Schadensersatz in Verbindung mit ei-
nem Vertrag oder einer Transaktion,

iv) Gegenforderungen,

v) Forderungen auf Anerkennung oder Vollstreckung — auch
im Wege der Zwangsvollstreckung — von Gerichtsurtei-
len, Schiedsspriichen oder gleichwertigen Entscheidun-
gen, ungeachtet des Ortes, an dem sie ergangen sind;

=

"Vertrag oder Transaktion" jedes Geschift, ungeachtet der
Form und des anwendbaren Rechts, bei dem dieselben
oder verschiedene Parteien einen oder mehrere Vertrige ab-
schlieen oder vergleichbare Verpflichtungen eingehen; als
"Vertrag" gelten auch Obligationen, Garantien, insbesondere
finanzielle Garantien und Gegengarantien sowie Kredite,
rechtlich unabhingig oder nicht, ebenso alle Nebenverein-
barungen, die auf einem solchen Geschift beruhen oder
mit diesem im Zusammenhang stehen;

¢) "zustindige Behorden" die auf den in Anhang II aufgefithrten
Websites angegebenen zustindigen Behorden der Mitglied-
staaten;

(") Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABL
L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

(®) Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver-
kehr (ABL L 281 vom 23.11.1995, S. 31).

d) "wirtschaftliche Ressourcen" Vermogenswerte jeder Art, un-
abhingig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweglich
oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder
handelt, die aber fiir den Erwerb von Geldern, Waren oder
Dienstleistungen verwendet werden konnen;

e) "Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen" die Verhin-
derung der Verwendung von wirtschaftlichen Ressourcen
fur den Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleistungen,
die auch den Verkauf, das Vermieten oder das Verpfinden
dieser Ressourcen einschliefSt, sich aber nicht darauf be-
schrankt;

f) "Einfrieren von Geldern" die Verhinderung jeglicher Form
der Bewegung, des Transfers, der Verinderung und der Ver-
wendung von Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder
ihres Einsatzes, wodurch das Volumen, die Hohe, die Bele-
genheit, das Eigentum, der Besitz, die Eigenschaften oder die
Zweckbestimmung der Gelder verdndert oder sonstige Ver-
inderungen bewirkt werden, die eine Nutzung der Gelder
einschlieflich der Vermogensverwaltung ermoglichen;

g) "Gelder" finanzielle Vermogenswerte und Vorteile jeder Art,
die Folgendes einschliefen, aber nicht darauf beschrankt
sind:

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungs-
anweisungen und andere Zahlungsmittel,

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtun-
gen, Guthaben auf Konten, Zahlungsanspriiche und ver-
briefte Forderungen,

iii) offentlich und privat gehandelte Wertpapiere und
Schuldtitel einschliellich Aktien und Anteilen, Wert-
papierzertifikate, Obligationen, Schuldscheine, Options-
scheine, Pfandbriefe und Derivate,

iv) Zinsertrige, Dividenden und andere Einkiinfte oder
Wertzuwichse aus Vermogenswerten,

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Biirgschaften, Vertrags-
erfiillungsgarantien und andere finanzielle Anspriiche,

vi) Akkreditive, Konnossemente, Ubereignungsurkunden
und

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsver-
mogen oder anderen Finanzressourcen;

h) "Gebiet der Union" die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in
denen der Vertrag Anwendung findet, nach MafSgabe der im
Vertrag festgelegten Bedingungen, einschlieflich ihres Luft-
raums.

Artikel 2

(1)  Samtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die
Eigentum oder Besitz von in Anhang I aufgefiihrten natiirlichen
Personen oder mit diesen in Verbindung stehenden natiirlichen
oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen
sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden, werden
eingefroren.
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(2)  Den in Anhang I aufgefithrten natiirlichen Personen oder
mit diesen in Verbindung stehenden natiirlichen oder juristi-
schen Personen, Einrichtungen oder Organisationen diirfen we-
der unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Res-
sourcen zur Verfiigung gestellt werden oder zugute kommen.

Artikel 3

(1)  Anhang I enthalt eine Liste der natiirlichen Personen, die
vom Rat nach Artikel 2 des Beschlusses 2014/145/GASP als fur
Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souverinitat
und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen,
verantwortlich ermittelt wurden, und der mit ihnen verbunde-
nen natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder
Organisationen.

(2)  Anhang I enthilt die Griinde fur die Aufnahme in die
Liste der betreffenen natiirlichen oder juristischen Personen,
Einrichtungen oder Organisationen.

(3)  Anhang I enthilt, soweit verfiigbar, die zum Zwecke der
Identifizierung der betreffenden natiirlichen oder juristischen
Personen, Einrichtungen oder Organisationen erforderlichen In-
formationen. Im Falle von natiirlichen Personen kénnen solche
Informationen die Namen, einschlieflich Aliasnamen, Geburts-
datum und -ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personal-
ausweisnummern, Geschlecht, falls bekannt die Anschrift oder
sonstige Informationen tiber Funktion oder Beruf umfassen. Im
Falle von juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisatio-
nen konnen solche Informationen den Namen, den Ort und das
Datum der Registrierung, die Registriernummer und den Ge-
schiftsort umfassen.

Artikel 4

(1)  Abweichend von Artikel 2 konnen die zustindigen Be-
horden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrore-
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstel-
lung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter
ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, nach-
dem festgestellt wurde, dass die betreffenden Gelder oder wirt-
schaftlichen Ressourcen

a) fir die Befriedigung der Grundbediirfnisse der in Anhang I
aufgefithrten natiirlichen oder juristischen Personen, Einrich-
tungen oder Organisationen und der unterhaltsberechtigten
Familienangehorigen solcher natiirlicher Personen, unter an-
derem fiir die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder
Hypotheken, Medikamenten und medizinischer Behandlung,
Steuern, Versicherungsprimien und Gebiihren o6ffentlicher
Versorgungseinrichtungen, erforderlich sind;

=

ausschlieflich der Bezahlung angemessener Honorare oder
der Erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der
Bereitstellung juristischer Dienstleistungen dienen;

¢) ausschliefSlich der Bezahlung von Gebithren oder Kosten fiir
die routinemifSige Verwahrung oder Verwaltung eingefrore-
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen; oder

d) fur auflerordentliche Ausgaben erforderlich sind, voraus-
gesetzt, dass die zustdndige Behorde die Griinde, aus denen
ihres Erachtens eine Sondergenehmigung erteilt werden soll-
te, mindestens zwei Wochen vor der Genehmigung den an-
deren Mitgliedstaaten und der Kommission notifiziert hat.

(2)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen
Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach Absatz 1
erteilte Genehmigung.

Artikel 5

(1)  Abweichend von Artikel 2 konnen die zustindigen Be-
horden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrore-
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn
die folgenden Voraussetzungen erfullt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand
einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem Datum
ergangen ist, an dem die in Artikel 2 genannte natiirliche
oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation in
Anhang I aufgenommen wurde, oder Gegenstand einer vor
oder nach diesem Datum in der Union ergangenen gericht-
liuchen oder behordlichen Entscheidung oder einer im be-
treffenden  Mitgliedstaat  vollstreckbaren ~ Gerichtsentschei-
dung;

die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rah-
men der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvor-
schriften tiber die Rechte des Glaubigers ausschlieflich zur
Erfillung der Forderungen verwendet, die durch eine solche
Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in einer
solchen Entscheidung anerkannt worden ist;

=z

¢) die Entscheidung begiinstigt nicht eine in Anhang I auf-
gefithrten natiirliche oder juristische Person, Einrichtung
oder Organisation und

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider-
spruch zur offentlichen Ordnung des betreffenden Mitglied-
staats.

(2)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen
Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach Absatz 1
erteilte Genehmigung.

Artikel 6

(1)  Schuldet eine in Anhang I aufgefithrte natiirliche oder
juristische Person, Einrichtung oder Organisation Zahlungen
aufgrund von Vertrdgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen,
die von der betreffenden natiirlichen oder juristischen Person,
Einrichtung oder Organisation vor dem Tag geschlossen bzw.
tibernommen wurden, an dem diese natiirliche oder juristische
Person, Einrichtung oder Organisation in Anhang I aufgenom-
men wurde, so konnen die zustindigen Behorden der Mitglied-
staaten abweichend von Artikel 2 die Freigabe bestimmter ein-
gefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen
geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn die be-
treffende zustindige Behorde festgestellt hat, dass

a) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen fiir eine von
einer in Anhang I aufgefithrten natiirlichen oder juristischen
Person, Einrichtung oder Organisation geschuldete Zahlung
verwendet werden sollen und

b) die Zahlung nicht gegen Artikel 2 Absatz 2 verstoft.

(2)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen
Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach Absatz 1
erteilte Genehmigung.
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Artikel 7

(1)  Artikel 2 Absatz 2 hindert Finanz- und Kreditinstitute
nicht daran, Gelder, die von Dritten auf das Konto einer in
der Liste gefithrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrich-
tung oder Organisation iiberwiesen werden, auf den eingefrore-
nen Konten gutzuschreiben, sofern die auf diesen Konten gut-
geschriebenen Betrdge ebenfalls eingefroren werden. Die Finanz-
und Kreditinstitute unterrichten unverziiglich die zustdndigen
Behorden tiber diese Transaktionen.

(2)  Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht fiir die Gutschrift auf den
eingefrorenen Konten von

a) Zinsen und sonstigen Ertrdgen dieser Konten

b) Zahlungen aufgrund von Vertrdgen, Vereinbarungen oder
Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in Artikel 2
genannte natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder
Organisation in Anhang I aufgenommen wurde, geschlossen
wurden beziehungsweise entstanden sind, oder

¢) Zahlungen aufgrund von in einem Mitgliedstaat ergangenen
oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren ge-
richtlichen, behordlichen oder schiedsgerichtlichen Entschei-
dungen,

sofern diese Zinsen, sonstigen Ertrige und Zahlungen nach Ar-
tikel 2 Absatz 1 eingefroren werden.

Artikel 8

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften iber die Anzei-
gepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind na-
tiirliche und juristische Personen, Einrichtungen und Organisa-
tionen verpflichtet,

a) Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung er-
leichtern, wie etwa Informationen iiber die nach Artikel 2
eingefrorenen Konten und Betrige, unverziiglich der zustan-
digen Behorde des Mitgliedstaats, in dem sie ihren Sitz bzw.
Wohnsitz haben, und — direkt oder tiber den Mitgliedstaat —
der Kommission zu iibermitteln und

b) mit der zustindigen Behdrde bei der Uberpriifung solcher
Informationen zusammenzuarbeiten.

(2)  Zusitzliche Informationen, die direkt bei der Kommission
eingehen, werden den Mitgliedstaaten zur Verfiigung gestellt.

(3) Die nach diesem Artikel iibermittelten oder entgegen-
genommenen Informationen diirfen nur fir die Zwecke ver-
wendet werden, fiir die sie tibermittelt oder entgegengenommen
wurden.

Artikel 9

Es ist verboten, wissentlich und vorsitzlich an Titigkeiten teil-
zunehmen, mit denen die Umgehung der Mafnahmen nach
Artikel 2 bezweckt oder bewirkt wird.

Artikel 10

(1)  Die natiirlichen und juristischen Personen, Organisatio-
nen und Einrichtungen sowie ihre Fithrungskrafte und Beschaf-
tigten, die im guten Glauben, im Einklang mit dieser Verord-
nung zu handeln, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen ein-
frieren oder ihre Bereitstellung ablehnen, konnen hierfiir nicht

haftbar gemacht werden, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass
das Einfrieren oder das Zuriickhalten der Gelder oder wirtschaft-
lichen Ressourcen auf Fahrldssigkeit beruht.

(2)  Natiirliche oder juristische Personen, Einrichtungen oder
Organisationen konnen fiir ihr Handeln nicht haftbar gemacht
werden, wenn sie nicht wussten und keinen verniinftigen Grund
zu der Annahme hatten, dass sie mit ihrem Handeln gegen die
Mafinahmen nach dieser Verordnung verstofSen.

Artikel 11

(1)  Forderungen im Zusammenhang mit Vertrigen und
Transaktionen, deren Erfiillung bzw. Durchfithrung von den
mit dieser Verordnung verhingten Mafnahmen unmittelbar
oder mittelbar, ganz oder teilweise berithrt wird, einschlieSlich
Schadensersatzanspriichen und dhnlichen Anspriichen, wie etwa
Entschddigungsanspriiche oder Garantieanspriiche, vor allem
Anspriiche auf Verlingerung oder Zahlung einer Obligation,
einer Garantie oder eines Schadensersatzanspruchs, insbeson-
dere einer finanziellen Garantie oder eines finanziellen Scha-
densersatzanspruchs in jeglicher Form, wird nicht stattgegeben,
sofern sie von einer der folgenden Personen, Einrichtungen oder
Organisationen geltend gemacht werden:

a) den benannten, in Anhang I aufgefithrten natiirlichen oder
juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen,

b) sonstigen Personen, Einrichtungen oder Organisationen, die
tiber eine der in Buchstabe a genannten Personen, Einrich-
tungen oder Organisationen oder in deren Namen handeln.

(2)  In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs tragt die
natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisati-
on, die den Anspruch geltend macht, die Beweislast dafiir, dass
die Erfilllung des Anspruchs nicht nach Absatz 1 verboten ist.

(3)  Dieser Artikel berithrt nicht das Recht der in Absatz 1
genannten natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen
oder Organisationen auf gerichtliche Uberpriifung der Recht-
mifigkeit der Nichterfillung vertraglicher Pflichten nach dieser
Verordnung.

Artikel 12

(1)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten informieren ei-
nander iber die nach dieser Verordnung getroffenen Mafinah-
men und ibermitteln einander ihnen im Zusammenhang mit
dieser Verordnung vorliegende sonstige sachdienliche Informa-
tionen, insbesondere iiber

a) nach Artikel 2 eingefrorene Gelder und nach den Artikeln 4,
5 und 6 erteilte Genehmigungen,

b) Verstofse, Vollzugsprobleme und Urteile einzelstaatlicher Ge-
richte.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln einander und der Kom-
mission unverziiglich ihnen vorliegende sonstige sachdienliche
Informationen, die die wirksame Anwendung dieser Verordnung
berithren kénnten.

Artikel 13

Die Kommission wird ermichtigt, Anhang II auf der Grundlage
der von den Mitgliedstaaten tibermittelten Informationen zu
andern.
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Artikel 14

(1)  Beschlieft der Rat, dass eine natiirliche oder juristische
Person, Einrichtung oder Organisation den in Artikel 2 genann-
ten Mafnahmen unterliegt, so dndert er Anhang I entsprechend.

(2)  Der Rat setzt die in Absatz 1 genannten natiirlichen oder
juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen iiber
seinen Beschluss, einschlieflich der Griinde fiir die Aufnahme in
die Liste entweder unmittelbar, wenn deren Anschrift bekannt
ist, oder durch Veroffentlichung einer Bekanntmachung in
Kenntnis, um diesen natiirlichen oder juristischen Personen,
Einrichtungen oder Organisationen Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(3)  Wird eine Stellungnahme abgegeben oder werden stich-
haltige neue Beweise vorgelegt, so iiberpriifft der Rat seinen
Beschluss und unterrichtet die natiirliche oder juristische Person,
Einrichtung oder Organisation entsprechend.

(4)  Die Liste in Anhang I wird regelmafig, mindestens jedoch
alle 12 Monate, iiberpriift.

Artikel 15

(1)  Die Mitgliedstaaten legen fur Verstofle gegen diese Ver-
ordnung Sanktionen fest und treffen die zur Sicherstellung ihrer
Anwendung erforderlichen Mafnahmen. Die vorgesehenen
Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismaflig und abschreckend
sein.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Bestim-
mungen nach Absatz 1 unverziiglich nach Inkrafttreten dieser
Verordnung mit und melden ihr alle Anderungen dieser Bestim-
mungen.

Artikel 16

(1)  Die Mitgliedstaaten benennen die in dieser Verordnung
genannten zustindigen Behorden und geben sie auf den Web-

sites in Anhang II an. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kom-
mission jede Anderung der Adressen ihrer in Anhang II auf-
gefithrten Websites.

(2)  Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission ihre zu-
standigen Behorden einschlieflich der Kontaktdaten dieser Be-
horden unverziiglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung und
notifizieren ihr jede spitere Anderung.

(3)  Soweit diese Verordnung eine Notifizierungs-, Informati-
ons- oder sonstige Mitteilungspflicht gegeniiber der Kommission
vorsieht, werden dazu die Anschrift und die anderen Kontakt-
daten verwendet, die in Anhang II angegeben sind.

Artikel 17

Diese Verordnung gilt
a) im Gebiet der Union einschlieflich ihres Luftraums,

b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt
eines Mitgliedstaats unterstehen,

¢) fiir Personen, die die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats
besitzen, innerhalb und auflerhalb des Gebiets der Union,

d) fir nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegriindete oder
eingetragene juristische Personen, Einrichtungen oder Orga-
nisationen innerhalb und auflerhalb des Gebiets der Union,

e) fur juristische Personen, Einrichtungen oder Organisationen
in Bezug auf Geschifte, die ganz oder teilweise in der Union
getdtigt werden.

Artikel 18

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 17. Mirz 2014.

Im Namen des Rates
Die Prdsidentin
C. ASHTON
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ANHANG 1

Liste der natiirlichen und juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen gemifd Artikel 2

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme in
die Liste

Sergey Valeryevich
Aksyonov

geb. am
26.11.1972

Aksyonov wurde am 27. Februar 2014 in Anwesen-
heit prorussischer Bewaffneter im Obersten Rat der
Krim zum "Premierminister der Krim" gewihlt.
Seine "Wahl" wurde am 1. Midrz von Oleksandr
Turchynov verfassungswidrig verfugt. Er ist aktiv
fur das "Referendum" vom 16. Mirz 2014 einge-
treten.

17.3.2014

Vladimir
Andreevich
Konstantinov

geb. am 19.3.1967

Als Vorsitzender des Obersten Rates der Auto-
nomen Republik Krim hat Konstantinov eine wich-
tige Rolle bei den Beschliissen des Obersten Rates
hinsichtlich des "Referendums" gegen die territoriale
Unversehrtheit der Ukraine gespielt und Wahler auf-
gefordert, fiir die Unabhingigkeit der Krim zu stim-
men.

17.3.2014

Rustam Ilmirovich
Temirgaliev

geb. am 15.8.1976

Als Stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei
den Beschliissen des Obersten Rates hinsichtlich
des "Referendums" gegen die territoriale Unversehrt-
heit der Ukraine gespielt. Er hat aktiv fir den Beitritt
der Krim zur Russischen Foderation geworben.

17.3.2014

Deniz
Valentinovich
Berezovskiy

geb. am 15.7.1974

Berezovskiy wurde am 1. Mirz 2014 zum Kom-
mandeur der ukrainischen Marine ernannt und hat
einen Eid auf die Krim-Streitkrifte geschworen, wo-
mit er seinen Eid gebrochen hat. Die Generalstaats-
anwaltschaft der Ukraine hat gegen ihn Ermittlun-
gen wegen Hochverrats eingeleitet.

17.3.2014

Aleksei
Mikhailovich
Chaliy

geb. am 13.6.1961

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch Volksakkla-
mation "Biirgermeister von Sevastopol" geworden
und hat diese "Wahl" angenommen. Er ist aktiv
dafiir eingetreten, dass Sevastopol nach dem Refe-
rendum vom 16. Mdrz 2014 eine gesonderte Einheit
der Russischen Foderation wird.

17.3.2014

Pyotr
Anatoliyovych
Zima

Zima ist am 3. Mdrz 2014 von "Premierminister"
Aksyonov zum neuen Leiter des Sicherheitsdienstes
der Krim (SBU) ernannt worden und hat diese Er-
nennung angenommen. Er hat dem russischen Ge-
heimdienst (SBU) einschligige Informationen ein-
schlieflich einer Datenbank gegeben. Dazu gehorten
Informationen zu Euromaidan-Aktivisten und Men-
schenrechtsverteidigern der Krim. Er hat eine wich-
tige Rolle dabei gespielt, den Behorden der Ukraine
die Kontrolle iiber das Gebiet der Krim zu entzie-
hen.

Am 11. Marz 2014 ist von ehemaligen SBU-Offi-
zieren der Krim die Bildung eines unabhingigen
Sicherheitsdienstes der Krim verkiindet worden.

17.3.2014

Yuriy Zherebtsov

Berater des Vorsitzenden des Obersten Rates der
Krim, einer der fithrenden Organisatoren des "Refe-
rendums" vom 16. Mdrz 2014 gegen die territoriale
Unversehrtheit der Krim.

17.3.2014
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Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme in
die Liste

Sergey Pavlovych
Tsekov

geb. am 28.3.1953

Stellvertretender Vorsitzender des Obersten Rates;
Tsekov hat zusammen mit Sergey Aksyonov die
unrechtmifdige Entlassung der Regierung der Auto-
nomen Republik Krim eingeleitet. Er hat Vladimir
Konstantinov in dieses Vorhaben hineingezogen, in-
dem er ihm mit der Entlassung drohte. Er hat of-
fentlich eingerdumt, dass die Parlamentsmitglieder
der Krim die Initiatoren der Einladung an russische
Soldaten waren, den Obersten Rat der Krim zu be-
setzen. Er war eine der ersten Personlichkeiten der
Krim, die offentlich den Anschluss der Krim an
Russland gefordert haben.

17.3.2014

Ozerov, Viktor
Alekseevich

geb. am 5.1.1958
in Abakan, Cha-
kassien

Vorsitzender des Sicherheits- und Verteidigungsaus-
schusses des Foderationsrates der Russischen Fode-
ration.

Am 1. Mirz 2014 hat Ozerov im Namen des Si-
cherheits- und Verteidigungsausschusses des Fodera-
tionsrates der Russischen Foderation im Foderations-
rat die Entsendung russischer Streitkrifte in die
Ukraine offentlich befiirwortet.

17.3.2014

10.

Dzhabarov,
Vladimir
Michailovich

geb. am 29.9.1952

Erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses
fur internationale Angelegenheiten des Foderations-
rates.

Am 1. Mdrz 2014 hat Dzhabarov im Namen des
Ausschusses fiir internationale Angelegenheiten des
Foderationsrates im Foderationsrat die Entsendung
russischer Streitkrifte in die Ukraine offentlich be-
furwortet.

17.3.2014

11.

Klishas, Andrei
Aleksandrovich

geb. am 9.11.1972
in Swerdlowsk

Vorsitzender des Ausschusses fiir Verfassungsrecht
des Foderationsrates der Russischen Foderation.

Am 1. Mérz 2014 hat Klishas im Foderationsrat die
Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine 6f-
fentlich befirwortet. In 6ffentlichen Erkldrungen hat
Klishas versucht, eine russische Militirintervention in
der Ukraine zu rechtfertigen, indem er behauptet
hat, dass "der ukrainische Prisident den Appell der
Behorden der Krim an den Prasidenten der Russi-
schen Foderation, eine allumfassende Unterstiitzung
zur Verteidigung der Biirger der Krim zu entsenden,
unterstiitzt."

17.3.2014

12.

Ryzhkov, Nikolai
Ivanovich

geb. am.
28.9.1929 in Du-
leevka, Region Do-
nezk, Ukrainische
SSR

Mitglied des Ausschusses fiir foderale Angelegenhei-
ten, Regionalpolitik und den Norden des Foderati-
onsrates der Russischen Foderation.

Am 1. Mérz 2014 hat Ryzhkov im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich beftirwortet.

17.3.2014

13.

Bushmin, Evgeni
Viktorovich

geb. am 4.10.1958
in Lopatino, Re-
gion Sergachiisky,
RSFSR

Stellvertretender Vorsitzender des Foderationsrates
der Russischen Foderation.

Am 1. Mirz 2014 hat Bushmin im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014

14.

Totoonov,
Aleksandr
Borisovich

geb. am 3.3.1957
in Ordzhonikidze,
Nordossetien

Mitglied des Ausschusses fiir Kultur, Wissenschaft
und Information des Foderationsrates der Russischen
Foderation.

Am 1. Mirz 2014 hat Totoonov im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014
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15.

Panteleev, Oleg
Evgenevich

geb. am 21.7.1952
in Zhitnikovskoe,
Region Kurgan

Erster Stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses
fir parlamentarische Angelegenheiten.

Am 1. Mirz 2014 hat Panteleev im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014

16.

Mironov, Sergei
Mikhailovich

geb. am 14.2.1953
in Pushkin, Region
Leningrad

Mitglied des Rates der Staatsduma; Fraktionfithrer
der Partei Gerechtes Russland in der Duma.

Initiator des Gesetzes, das es der Russischen Fode-
ration erlaubt, unter dem Vorwand des Schutzes
russischer Staatsangehoriger Gebiete eines anderen
Staates ohne Zustimmung dieses Staates und ohne
einen internationalen Vertrag in die Russische Fode-
ration aufzunehmen.

17.3.2014

17.

Zheleznyak, Sergei
Vladimirovich

geb. am.
30.7.1970 in St.
Petersburg (frither
Leningrad)

Stellvertretender Vorsitzender der Staatsduma der
Russischen Foderation.

Unterstiitzt aktiv den Einsatz russischer Streitkrifte
in der Ukraine und die Annexion der Krim. Er hat
personlich die Demonstration zur Befiirwortung des
Einsatzes der russischen Streitkrifte in der Ukraine
angefiihrt.

17.3.2014

18.

Slutski, Leonid
Eduardovich

geb. am 4.1.1968
in Moskau

Vorsitzender des Ausschusses der Staatsduma fiir die
Gemeinschaft Unabhingiger Staaten (GUS) (Mitglied
der Liberal-Demokratischen Partei Russlands).

Unterstiitzt aktiv den Einsatz russischer Streitkrifte
in der Ukraine und die Annektierung der Krim.

17.3.2014

19.

Vitko, Aleksandr
Viktorovich

geb. am 13.9.1961
in Vitebsk (Belaru-
sische SSR)

Kommandeur der Schwarzmeerflotte, Vizeadmiral.

Fithrt verantwortlich das Kommando iiber russische
Streitkrdfte, die souverdnes Hoheitsgebiet der
Ukraine besetzt haben.

17.3.2014

20.

Sidorov, Anatoliy
Alekseevich

Befehlshaber des russischen Militirbezirks West, aus
dem Einheiten auf der Krim stationiert sind.

Verantwortlich fir Teile der russischen militdrischen
Prisenz auf der Krim, die die Souverinitit der
Ukraine untergribt; unterstiitzte die Behorden der
Krim dabei, Demonstrationen gegen das Referen-
dum und gegen den Anschluss an Russland zu ver-
hindern.

17.3.2014

21.

Galkin, Aleksandr

Russischer Militarbezirk Siid, aus dem Einheiten auf
der Krim sind; die Schwarzmeerflotte untersteht Gal-
kins Kommando; viele der Truppenbewegungen in
die Krim sind durch den Militarbezirk Siid erfolgt.

Befehlshaber des russischen Militirbezirks Siid. Ein-
satzkrifte dieses Militirbezirks sind auf der Krim
stationiert. Verantwortlich fiir Teile der russischen
Militirprisenz, die die Souverdnitit der Ukraine un-
tergrabt; unterstiitzte die Behorden der Krim dabei,
Demonstrationen gegen das Referendum und gegen
den Anschluss an Russland zu verhindern. Aufer-
dem untersteht die Schwarzmeerflotte der Kontrolle
des Militarbezirks.

17.3.2014
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ANHANG 1II

Websites mit Informationen iiber die zustindigen Behorden und Anschrift fiir Notifikationen an die Europiische
Kommission

BELGIEN

http:/[www.diplomatie.be/eusanctions

BULGARIEN
http:/[www.mfa.bg/en/pages[135/index.html

TSCHECHISCHE REPUBLIK

http://www.mfcr.cz/mezinarodnisankce

DANEMARK
http://um.dk/da/politik-og-diplomati/retsorden/sanktioner/

DEUTSCHLAND
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Aussenwirtschaft/aussenwirtschaftsrecht,did=404888.html

ESTLAND
http:/[www.vm.ee/est/kat_622]

IRLAND
http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id=28519

GRIECHENLAND

http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html

SPANIEN

http:/[www.exteriores.gob.es/Portal[es/PoliticaExteriorCooperacion/GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Documents|
ORGANISMOS%20COMPETENTES%20SANCIONES%20INTERNACIONALES.pdf

FRANKREICH

http:/[www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions|

KROATIEN

http://www.mvep.hr/sankcije

ITALIEN
http:/[www.esteri.it MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm

ZYPERN

http:/[www.mfa.gov.cy/sanctions

LETTLAND
http:/[www.mfa.gov.lv/en/[security/4539

LITAUEN

http:/[www.urm.lt/sanctions

LUXEMBURG

http:/[www.mae.lu/sanctions

UNGARN

http:/fwww.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/

MALTA

http:/[www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp


http://www.diplomatie.be/eusanctions
http://www.mfa.bg/en/pages/135/index.html
http://www.mfcr.cz/mezinarodnisankce
http://um.dk/da/politik-og-diplomati/retsorden/sanktioner/
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Aussenwirtschaft/aussenwirtschaftsrecht,did=404888.html
http://www.vm.ee/est/kat_622/
http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id=28519
http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html
http://www.exteriores.gob.es/Portal/es/PoliticaExteriorCooperacion/GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Documents/ORGANISMOS%20COMPETENTES%20SANCIONES%20INTERNACIONALES.pdf
http://www.exteriores.gob.es/Portal/es/PoliticaExteriorCooperacion/GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Documents/ORGANISMOS%20COMPETENTES%20SANCIONES%20INTERNACIONALES.pdf
http://www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions/
http://www.mvep.hr/sankcije
http://www.esteri.it/MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm
http://www.mfa.gov.cy/sanctions
http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539
http://www.urm.lt/sanctions
http://www.mae.lu/sanctions
http://www.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/
http://www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp
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NIEDERLANDE

www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-vrede-en-veiligheid/sancties

OSTERREICH
http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version=

POLEN

http:/[www.msz.gov.pl

PORTUGAL

http:/[www.portugal.gov.pt/pt/os-ministeriosministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/
medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx

RUMANIEN
http://www.mae.ro/node/1548

SLOWENIEN

http://www.mzz.gov.si[si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politika/mednarodna_varnostjomejevalni_
ukrepi/

SLOWAKEI

http:/[www.mzv.sk/sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu

FINNLAND
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet

SCHWEDEN

http://www.ud.se[sanktioner

VEREINIGTES KONIGREICH

https:/|www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions

Anschrift fiir Notifikationen an die Europdische Kommission:

Européische Kommission

Dienst fiir auenpolitische Instrumente (FPI)
Biiro EEAS 02/309

1049 Bruxelles/Brussel

Belgien

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu



http://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-vrede-en-veiligheid/sancties
http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version=
http://www.msz.gov.pl
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx
http://www.mae.ro/node/1548
http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/
http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/
http://www.mzv.sk/sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet
http://www.ud.se/sanktioner
https://www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions
mailto:relex-sanctions@ec.europa.eu

L 78/16

Amtsblatt der Europdischen Union

17.3.2014

BESCHLUSSE

BESCHLUSS 2014/145/GASP DES RATES
vom 17. Mirz 2014

iiber restriktive Maflnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit,
Souverinitit und Unabhingigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbeson-
dere auf Artikel 29,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Am 6. Mdrz 2014 haben die Staats- und Regierungschefs
der Mitgliedstaaten der Union die grundlose Verletzung
der Souverdnitit und der territorialen Unversehrtheit der
Ukraine durch die Russische Foderation scharf verurteilt
und die Russische Foderation aufgefordert, unverziglich
ihre Streitkrafte in die Gebiete zuriickzubeordern, in de-
nen sie gemdfl den einschliagigen Abkommen dauerhaft
stationiert sein dirfen. Sie haben die Russische Fodera-
tion aufgerufen, internationalen Beobachtern unverziig-
lich den Zugang zu ermdglichen. Ferner haben sie die
Auffassung vertreten, dass die Entscheidung des Obersten
Rates der Autonomen Republik Krim, ein Referendum
tiber den kiinftigen Status der Region abzuhalten, der
ukrainischen Verfassung zuwiderlduft und daher unrecht-
mifig ist.

(2)  Die Staats- und Regierungschefs haben beschlossen, Mafs-
nahmen zu ergreifen, einschlieflich der Mafnahmen, die
der Rat am 3. Mdrz 2014 in Aussicht genommen hat,
insbesondere ein Aussetzen der bilateralen Gespriche mit
der Russischen Foderation tiber Visumfragen sowie der
Gespriche mit der Russischen Foderation iiber ein neues
umfassendes Abkommen, das das bestehende Partner-
schafts- und Kooperationsabkommen ersetzen soll.

(3)  Die Staats- und Regierungschef haben betont, dass eine
Losung der Krise durch Verhandlungen zwischen den
Regierungen der Ukraine und der Russischen Foderation
herbeigefithrt werden sollte, was auch etwaige multilate-
rale Mechanismen einschlieffen kann, und die Union {iiber
weitere Malinahmen, wie beispielsweise Reiseverbote, das
Einfrieren von Vermdgenswerten und die Absage des
Gipfeltreffens EU-Russland, entscheiden wird, falls inner-
halb eines begrenzten zeitlichen Rahmens keine Ergeb-
nisse zu verzeichnen sind.

(4)  Angesichts der aktuellen Umstinde sollten gegen Per-
sonen, die fiir Handlungen verantwortlich sind, die die
territoriale Unversehrtheit, Souverdnitdt und Unabhingig-
keit der Ukraine untergraben oder bedrohen - einschliefs-
lich Handlungen, die den zukiinftigen Status jeglichen
Teils des Gebiets beeinflussen und die gegen die Ukrai-
nische Verfassung verstoflen - und gegen mit ihnen ver-
bundene Personen, Organisationen oder Einrichtungen
Reisebeschrankungen verhdngt und ihre Vermogenswerte
eingefroren werden.

(5)  Fir die Durchfihrung bestimmter Manahmen ist ein
weiteres Tatigwerden der Union erforderlich —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Mafinah-
men, um den im Anhang aufgefiihrten natiirlichen Personen, die
fir Handlungen verantwortlich sind, die die territoriale Unver-
sehrtheit, Souverdnitit und Unabhangigkeit der Ukraine unter-
graben oder bedrohen, und den mit ihnen verbundenen natiir-
lichen Personen die Einreise in oder die Durchreise durch ihr
Hoheitsgebiet zu verweigern.

(2)  Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren
eigenen Staatsangehorigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu
verweigern.

(3)  Absatz 1 ldsst die Fille unberiihrt, in denen fiir einen
Mitgliedstaat eine volkerrechtliche Verpflichtung besteht, und
zwar:

a) wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen
Organisation ist,

b) wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die
von den Vereinten Nationen einberufen wurde oder unter
deren Schirmherrschaft steht,

¢) im Rahmen einer multilateralen Ubereinkunft, die Vorrechte
und Immunititen verleiht, oder

d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat
Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags.

(4)  Absatz 3 ist auch in den Fillen, in denen ein Mitgliedstaat
Gastland der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa (OSZE) ist, als anwendbar anzusehen.

(5)  Der Rat ist in allen Fillen, in denen ein Mitgliedstaat eine
Ausnahme aufgrund der Absdtze 3 oder 4 gewihrt, ordnungs-
gemill zu unterrichten.

(6)  Die Mitgliedstaaten konnen Ausnahmen von den Mafs-
nahmen nach Absatz 1 in den Fillen zulassen, in denen die
Reise aufgrund einer humanitiren Notlage oder aufgrund der
Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene sowie
an Tagungen, die von der Union unterstiitzt oder ausgerichtet
werden oder aber von einem Mitgliedstaat, der zu dem Zeit-
punkt den OSZE-Vorsitz innehat, ausgerichtet werden, gerecht-
fertigt ist, wenn dort ein politischer Dialog gefithrt wird, der die
Politikziele der restriktiven Mafdnahmen, einschlieflich der Un-
terstiitzung der territorialen Unversehrtheit, Souverdnitit und
Unabhingigkeit der Ukraine unmittelbar fordert.



17.3.2014

Amtsblatt der Europdischen Union

L 7817

(7)  Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen
mochte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die Ausnahme
gilt als gewihrt, wenn nicht von einem oder mehreren Mitglie-
dern des Rates innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang
der Mitteilung iiber die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich
Einwand erhoben wird. Sollte von einem oder mehreren Mit-
gliedern des Rates Einwand erhoben werden, so kann der Rat
mit qualifizierter Mehrheit beschlieBen, die vorgeschlagene Aus-
nahme zu gewihren.

(8) In den Fillen, in denen ein Mitgliedstaat aufgrund der
Absitze 3, 4, 6 und 7 im Anhang aufgefithrten Personen die
Einreise in oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet geneh-
migt, gilt die Genehmigung nur fiir den Zweck, fir den sie
erteilt wurde, und nur fir die davon betroffenen Personen.

Artikel 2

(1)  Samtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im
Besitz oder im Eigentum der im Anhang aufgefithrten natiirli-
chen Personen, die fiir Handlungen verantwortlich sind, die die
territoriale Unversehrtheit, Souverinitdt und Unabhingigkeit der
Ukraine untergraben oder bedrohen, und der mit ihnen verbun-
denen natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen
oder Einrichtungen stehen oder von diesen gehalten oder kon-
trolliert werden, werden eingefroren.

(2) Den im Anhang aufgefithrten natiirlichen oder juristi-
schen Personen, Organisationen oder Einrichtungen diirfen we-
der unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Res-
sourcen zur Verfiigung gestellt werden oder zugute kommen.

(3) Die zustindige Behorde eines Mitgliedstaats kann unter
den ihr angemessen erscheinenden Bedingungen die Freigabe
bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressour-
cen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftli-
cher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt hat, dass
diese Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen

a) zur Befriedigung der Grundbediirfnisse der im Anhang auf-
gefithrten Personen und ihren unterhaltsberechtigten Famili-
enangehorigen — unter anderem fur die Bezahlung von Nah-
rungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und
medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungspramien
und Gebithren offentlicher Versorgungseinrichtungen — not-
wendig sind;

=z

ausschlieflich der Bezahlung angemessener Honorare und
der Riickerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit
der Erbringung juristischer Dienstleistungen dienen;

¢) ausschlieBlich der Bezahlung von Gebithren oder Dienstleis-
tungskosten fiir die routineméifige Verwahrung oder Verwal-
tung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen
dienen; oder

d) fur die Deckung auferordentlicher Ausgaben erforderlich
sind, vorausgesetzt, dass die zustindige Behorde den zustin-
digen Behorden der anderen Mitgliedstaaten und der Kom-
mission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Geneh-
migung mitgeteilt hat, aus welchen Griinden sie der Auffas-
sung ist, dass eine spezifische Genehmigung erteilt werden
sollte.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission von den Genehmigungen, die er
nach Mafigabe dieses Absatzes erteilt hat.

(4)  Abweichend von Absatz 1 konnen die zustindigen Be-
horden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter eingefrore-
ner Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn
die nachstehenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand
einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem Datum
ergangen ist, an dem eine Person, Organisation oder Einrich-
tung nach Absatz 1 in die Liste im Anhang aufgenommen
wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Datum
in der Union ergangenen gerichtlichen oder behordlichen
Entscheidung oder einer vor oder nach diesem Datum in
dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen
Entscheidung,

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rah-
men der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvor-
schriften iiber die Rechte des Gldubigers ausschlieflich zur
Erfullung der Forderungen verwendet, die durch eine solche
Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in einer
solchen Entscheidung anerkannt worden ist,

¢) die Entscheidung begiinstigt nicht eine im Anhang auf-
gefiihrte natiirliche oder juristische Person, Organisation
oder Einrichtung und

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Wider-
spruch zur offentlichen Ordnung des betreffenden Mitglied-
staats.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission von den Genehmigungen, die er
nach Maflgabe dieses Absatzes erteilt hat.

(5)  Absatz 1 hindert eine aufgefiihrte natiirliche oder juristi-
sche Person, Organisation oder Einrichtung nicht daran, Zah-
lungen aufgrund eines Vertrags zu leisten, der vor dem Zeit-
punkt eingegangen wurde, zu dem eine solche natiirliche oder
juristische Person, Organisation oder Einrichtung in den Anhang
aufgenommen wurde, sofern der jeweilige Mitgliedstaat fest-
gestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar
von einer natiirlichen oder juristischen Person, Organisation
oder Einrichtung im Sinne von Absatz 1 entgegengenommen
wird.

(6)  Absatz 2 gilt nicht fiir die Gutschrift auf den eingefrore-
nen Konten von

a) Zinsen und sonstigen Ertrdge dieser Konten,

b) Zahlungen aufgrund von Vertrigen, Vereinbarungen oder
Verpflichtungen, die vor dem Zeitpunkt geschlossen wurden
oder entstanden sind, ab dem diese Konten den Maflnahmen
nach den Absitzen 1 und 2 unterliegen, oder

¢) Zahlungen aufgrund gerichtlicher, behordlicher oder schieds-
gerichtlicher Entscheidungen, die in der Union erlassen wur-
den oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbar
sind,

sofern diese Zinsen, sonstigen Ertrage und Zahlungen weiterhin
unter die Malnahmen nach Absatz 1 fallen.

Artikel 3

(1) Der Rat beschlieft auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder
des Hohen Vertreters der Union fiir Aufen- und Sicherheits-
politik, die Liste im Anhang zu erstellen und zu dndern.
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(2)  Der Rat setzt die betreffende natiirliche oder juristische
Person, Organisation oder Einrichtung entweder auf direktem
Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch die Verdffent-
lichung einer Bekanntmachung von dem Beschluss nach Absatz
1 in Kenntnis, einschlieflich der Griinde fiir die Aufnahme in
die Liste, und gibt dabei dieser Person, Organisation oder Ein-
richtung Gelegenheit zur Stellungnahme.

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden we-
sentliche neue Beweise vorgelegt, so tiberpriift der Rat den Be-
schluss nach Absatz 1 und unterrichtet die betreffende Person,
Organisation oder Einrichtung entsprechend.

Artikel 4

(1)  Im Anhang werden die Griinde fiir die Aufnahme der
betreffenden natiirlichen und juristischen Personen, Organisatio-
nen oder Einrichtungen nach Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2
Absatz 1 in die Liste angegeben.

(2)  Der Anhang enthilt ferner die zur Identifizierung der
betreffenden natiirlichen oder juristischen Personen, Organisa-
tionen oder Einrichtungen erforderlichen Angaben, soweit diese
verfiigbar sind. In Bezug auf natiirliche Personen kénnen diese
Angaben Namen, einschlieflich Aliasnamen, Geburtsdatum und
-ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personalausweisnum-
mern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion
oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristische Personen, Orga-

nisationen oder Einrichtungen kénnen diese Angaben Namen,
Ort und Datum der Registrierung, Registriernummer und Ge-
schaftsort umfassen.

Artikel 5

Damit die in Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 1 ge-
nannten Maflnahmen grofitmaogliche Wirkung entfalten konnen,
empfiehlt die Union Drittstaaten, restriktive Mafinahmen zu
ergreifen, die den in diesem Beschluss vorgesehenen entspre-
chen.

Artikel 6

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union in Kraft.

Dieser Beschluss gilt bis zum 17. September 2014.
Dieser Beschluss wird fortlaufend tiberpriift. Er wird gegebenen-

falls verlingert oder geindert, wenn der Rat der Auffassung ist,
dass seine Ziele nicht erreicht wurden.

Geschehen zu Briissel am 17. Mirz 2014.

Im Namen des Rates
Die Prdsidentin
C. ASHTON
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ANHANG

Liste der Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikeln 1 und 2

Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme in
die Liste

Sergey Valeryevich
Aksyonov

geb. am
26.11.1972

Aksyonov wurde am 27. Februar 2014 in Anwesen-
heit prorussischer Bewaffneter im Obersten Rat der
Krim zum "Premierminister der Krim" gewihlt.
Seine "Wahl" wurde am 1. Midrz von Oleksandr
Turchynov verfassungswidrig verfugt. Er ist aktiv
fur das "Referendum" vom 16. Mirz 2014 einge-
treten.

17.3.2014

Vladimir
Andreevich
Konstantinov

geb. am 19.3.1967

Als Vorsitzender des Obersten Rates der Auto-
nomen Republik Krim hat Konstantinov eine wich-
tige Rolle bei den Beschliissen des Obersten Rates
hinsichtlich des "Referendums" gegen die territoriale
Unversehrtheit der Ukraine gespielt und Wahler auf-
gefordert, fiir die Unabhingigkeit der Krim zu stim-
men.

17.3.2014

Rustam Ilmirovich
Temirgaliev

geb. am 15.8.1976

Als Stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates
der Krim hat Temirgaliev eine wichtige Rolle bei
den Beschliissen des Obersten Rates hinsichtlich
des "Referendums" gegen die territoriale Unversehrt-
heit der Ukraine gespielt. Er hat aktiv fir den Beitritt
der Krim zur Russischen Foderation geworben.

17.3.2014

Deniz
Valentinovich
Berezovskiy

geb. am 15.7.1974

Berezovskiy wurde am 1. Mirz 2014 zum Kom-
mandeur der ukrainischen Marine ernannt und hat
einen Eid auf die Krim-Streitkrifte geschworen, wo-
mit er seinen Eid gebrochen hat. Die Generalstaats-
anwaltschaft der Ukraine hat gegen ihn Ermittlun-
gen wegen Hochverrats eingeleitet.

17.3.2014

Aleksei
Mikhailovich
Chaliy

geb. am 13.6.1961

Chaliy ist am 23. Februar 2014 durch Volksakkla-
mation "Biirgermeister von Sevastopol" geworden
und hat diese "Wahl" angenommen. Er ist aktiv
dafiir eingetreten, dass Sevastopol nach dem Refe-
rendum vom 16. Mdrz 2014 eine gesonderte Einheit
der Russischen Foderation wird.

17.3.2014

Pyotr
Anatoliyovych
Zima

Zima ist am 3. Mdrz 2014 von "Premierminister"
Aksyonov zum neuen Leiter des Sicherheitsdienstes
der Krim (SBU) ernannt worden und hat diese Er-
nennung angenommen. Er hat dem russischen Ge-
heimdienst (SBU) einschligige Informationen ein-
schlieflich einer Datenbank gegeben. Dazu gehorten
Informationen zu Euromaidan-Aktivisten und Men-
schenrechtsverteidigern der Krim. Er hat eine wich-
tige Rolle dabei gespielt, den Behorden der Ukraine
die Kontrolle iiber das Gebiet der Krim zu entzie-
hen.

Am 11. Marz 2014 ist von ehemaligen SBU-Offi-
zieren der Krim die Bildung eines unabhingigen
Sicherheitsdienstes der Krim verkiindet worden.

17.3.2014

Yuriy Zherebtsov

Berater des Vorsitzenden des Obersten Rates der
Krim, einer der fithrenden Organisatoren des "Refe-
rendums" vom 16. Mdrz 2014 gegen die territoriale
Unversehrtheit der Krim.

17.3.2014
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Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme in
die Liste

Sergey Pavlovych
Tsekov

geb. am 28.3.1953

Stellvertretender Vorsitzender des Obersten Rates;
Tsekov hat zusammen mit Sergey Aksyonov die
unrechtmifdige Entlassung der Regierung der Auto-
nomen Republik Krim eingeleitet. Er hat Vladimir
Konstantinov in dieses Vorhaben hineingezogen, in-
dem er ihm mit der Entlassung drohte. Er hat of-
fentlich eingerdumt, dass die Parlamentsmitglieder
der Krim die Initiatoren der Einladung an russische
Soldaten waren, den Obersten Rat der Krim zu be-
setzen. Er war eine der ersten Personlichkeiten der
Krim, die offentlich den Anschluss der Krim an
Russland gefordert haben.

17.3.2014

Ozerov, Viktor
Alekseevich

geb. am 5.1.1958
in Abakan, Cha-
kassien

Vorsitzender des Sicherheits- und Verteidigungsaus-
schusses des Foderationsrates der Russischen Fode-
ration.

Am 1. Mirz 2014 hat Ozerov im Namen des Si-
cherheits- und Verteidigungsausschusses des Fodera-
tionsrates der Russischen Foderation im Foderations-
rat die Entsendung russischer Streitkrifte in die
Ukraine offentlich befiirwortet.

17.3.2014

10.

Dzhabarov,
Vladimir
Michailovich

geb. am 29.9.1952

Erster stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses
fur internationale Angelegenheiten des Foderations-
rates.

Am 1. Mdrz 2014 hat Dzhabarov im Namen des
Ausschusses fiir internationale Angelegenheiten des
Foderationsrates im Foderationsrat die Entsendung
russischer Streitkrifte in die Ukraine offentlich be-
furwortet.

17.3.2014

11.

Klishas, Andrei
Aleksandrovich

geb. am 9.11.1972
in Swerdlowsk

Vorsitzender des Ausschusses fiir Verfassungsrecht
des Foderationsrates der Russischen Foderation.

Am 1. Mérz 2014 hat Klishas im Foderationsrat die
Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine 6f-
fentlich befirwortet. In 6ffentlichen Erkldrungen hat
Klishas versucht, eine russische Militirintervention in
der Ukraine zu rechtfertigen, indem er behauptet
hat, dass "der ukrainische Prisident den Appell der
Behorden der Krim an den Prasidenten der Russi-
schen Foderation, eine allumfassende Unterstiitzung
zur Verteidigung der Biirger der Krim zu entsenden,
unterstiitzt."

17.3.2014

12.

Ryzhkov, Nikolai
Ivanovich

geb. am.
28.9.1929 in Du-
leevka, Region Do-
nezk, Ukrainische
SSR

Mitglied des Ausschusses fiir foderale Angelegenhei-
ten, Regionalpolitik und den Norden des Foderati-
onsrates der Russischen Foderation.

Am 1. Mérz 2014 hat Ryzhkov im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich beftirwortet.

17.3.2014

13.

Bushmin, Evgeni
Viktorovich

geb. am 4.10.1958
in Lopatino, Re-
gion Sergachiisky,
RSFSR

Stellvertretender Vorsitzender des Foderationsrates
der Russischen Foderation.

Am 1. Mirz 2014 hat Bushmin im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014

14.

Totoonov,
Aleksandr
Borisovich

geb. am 3.3.1957
in Ordzhonikidze,
Nordossetien

Mitglied des Ausschusses fiir Kultur, Wissenschaft
und Information des Foderationsrates der Russischen
Foderation.

Am 1. Mirz 2014 hat Totoonov im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014
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Name

Angaben zur
Identifizierung

Begriindung

Datum der
Aufnahme in
die Liste

15.

Panteleev, Oleg
Evgenevich

geb. am 21.7.1952
in Zhitnikovskoe,
Region Kurgan

Erster Stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses
fir parlamentarische Angelegenheiten.

Am 1. Mirz 2014 hat Panteleev im Foderationsrat
die Entsendung russischer Streitkrifte in die Ukraine
offentlich befiirwortet.

17.3.2014

16.

Mironov, Sergei
Mikhailovich

geb. am 14.2.1953
in Pushkin, Region
Leningrad

Mitglied des Rates der Staatsduma; Fraktionfithrer
der Partei Gerechtes Russland in der Duma.

Initiator des Gesetzes, das es der Russischen Fode-
ration erlaubt, unter dem Vorwand des Schutzes
russischer Staatsangehoriger Gebiete eines anderen
Staates ohne Zustimmung dieses Staates und ohne
einen internationalen Vertrag in die Russische Fode-
ration aufzunehmen.

17.3.2014

17.

Zheleznyak, Sergei
Vladimirovich

geb. am.
30.7.1970 in St.
Petersburg (frither
Leningrad)

Stellvertretender Vorsitzender der Staatsduma der
Russischen Foderation.

Unterstiitzt aktiv den Einsatz russischer Streitkrifte
in der Ukraine und die Annexion der Krim. Er hat
personlich die Demonstration zur Befiirwortung des
Einsatzes der russischen Streitkrifte in der Ukraine
angefiihrt.

17.3.2014

18.

Slutski, Leonid
Eduardovich

geb. am 4.1.1968
in Moskau

Vorsitzender des Ausschusses der Staatsduma fiir die
Gemeinschaft Unabhingiger Staaten (GUS) (Mitglied
der Liberal-Demokratischen Partei Russlands).

Unterstiitzt aktiv den Einsatz russischer Streitkrifte
in der Ukraine und die Annektierung der Krim.

17.3.2014

19.

Vitko, Aleksandr
Viktorovich

geb. am 13.9.1961
in Vitebsk (Belaru-
sische SSR)

Kommandeur der Schwarzmeerflotte, Vizeadmiral.

Fithrt verantwortlich das Kommando iiber russische
Streitkrdfte, die souverdnes Hoheitsgebiet der
Ukraine besetzt haben.

17.3.2014

20.

Sidorov, Anatoliy
Alekseevich

Befehlshaber des russischen Militirbezirks West, aus
dem Einheiten auf der Krim stationiert sind.

Verantwortlich fir Teile der russischen militdrischen
Prisenz auf der Krim, die die Souverinitit der
Ukraine untergribt; unterstiitzte die Behorden der
Krim dabei, Demonstrationen gegen das Referen-
dum und gegen den Anschluss an Russland zu ver-
hindern.

17.3.2014

21.

Galkin, Aleksandr

Russischer Militarbezirk Siid, aus dem Einheiten auf
der Krim sind; die Schwarzmeerflotte untersteht Gal-
kins Kommando; viele der Truppenbewegungen in
die Krim sind durch den Militarbezirk Siid erfolgt.

Befehlshaber des russischen Militirbezirks Siid. Ein-
satzkrifte dieses Militirbezirks sind auf der Krim
stationiert. Verantwortlich fiir Teile der russischen
Militirprisenz, die die Souverdnitit der Ukraine un-
tergrabt; unterstiitzte die Behorden der Krim dabei,
Demonstrationen gegen das Referendum und gegen
den Anschluss an Russland zu verhindern. Aufer-
dem untersteht die Schwarzmeerflotte der Kontrolle
des Militarbezirks.

17.3.2014
















EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht.
Die Website erméglicht die Abfrage des Amtisblatts der Europdischen Union und enthélt dariiber hinaus
die Rubriken Vertrdge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschlage fiir Rechtsakte.

Weitere Informationen liber die Européische Union finden Sie unter: http://europa.eu

Amt fiir Veréffentlichungen der Europédischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Beschluss des Rates vom 11. März 2014 über den im Namen der Europäischen Union in dem mit dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemischten Ausschuss für Landwirtschaft in Bezug auf die Änderung des Beschlusses Nr. 2/2003 des Ausschusses zu vertretenden Standpunkt (2014/143/EU)
	Beschluss des Rates vom 11. März 2014 über den im Namen der Europäischen Union in dem mit dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen eingesetzten Gemischten Ausschuss für Landwirtschaft in Bezug auf die Änderung des Zusatzabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein zu vertretenden Standpunkt (2014/144/EU)
	Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen
	Beschluss 2014/145/GASP des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen

